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Äußerungsform und Mittel zur steten Verwirklichung der 
Volkssouveränität im sozialistischen Staat.

Als Marx und Engels das Recht als Ausdruck des Wil­
lens der herrschenden Klasse charakterisiertenll), war je­
doch klar, daß auch die Frage nach realen Grundrechten 
und Freiheiten für das Volk direkt zu der Frage führen 
muß, ob die Arbeiterklasse die Macht ausübt oder nicht. 
Keine „reinen“ Ideen, keine bloßen formaljuristischen Akte, 
nur die objektiven gesellschaftlichen Verhältnisse determi­
nieren die Stellung des Bürgers in der jeweiligen Gesell­
schaft. In der sozialistischen Gesellschaft ist es die Souverä­
nität des Volkes, d. h. die Verwirklichung der sozialistischen 
Demokratie, die Inhalt und Realität sozialistischer Grund­
rechte und Freiheiten der Persönlichkeit bestimmt.

Mit der Verfassung der RSFSR von 1918 wurde erst­
mals in der Geschichte dieser Zusammenhang in einem 
Grundgesetz erfaßt und so der Welt demonstriert, daß Er­
richtung der Macht der Arbeiterklasse immer auch heißt, 
daß Rechte und Freiheiten des Volkes mit Gesetzeskraft 
proklamiert werden. Es wurde auch klar, was ihre völlig 
neue, sozialistische Qualität ausmachte: Sie waren nicht — 
wie es für bürgerliche Verfassungen charakteristisch ist — 
als bloße Rechtsprinzipien nebeneinandergestellt, sondern 
in die aktuellen politischen Aufgaben der proletarischen 
Revolution eingebettet und als wichtiges Mittel zu ihrer 
Erfüllung herausgearbeitet. Und damit sie verwirklicht 
werden konnten, wurden sofort zu jedem einzelnen Recht 
Maßnahmen festgelegt, die zu ergreifen waren, um die 
wirkliche Freiheit zu gewährleisten.

Daraus wird ersichtlich, daß Menschenrechte für das 
Volk und Volkssouveränität zwei Seiten ein und derselben 
Sache sind. Rechte jedes Menschen sind demnach nur dann 
realisierbar und staatlich garantiert, wenn das werktätige 
Volk die politische Herrschaft ausübt. Diese wiederum 
kann aber nur durch eine aktive und bewußte Wahrneh­
mung der Rechte durch die Mehrheit des Volkes gesichert 
und weiter ausgestaltet werden.

So ist es selbstverständlich, daß eine auf das Wohl des 
Volkes und die Persönlichkeitsentfaltung ausgerichtete 
Staatspolitik der Arbeiterklasse immer auch mit der 
juristischen Fixierung von Rechten und Freiheiten der 
Werktätigen einherging — aber niemals losgelöst von den 
Aufgaben des Staates, sondern immer kodifiziert als 
Rechte des einzelnen, an ihrer Verwirklichung mitzuwir­
ken, und zwar entsprechend den konkreten gesellschaft- 
lichenen Anforderungen und Möglichkeiten.

Sozialistische Grundrechte verkörpern objektive gesell­
schaftliche Gesetzmäßigkeiten, weil sie die Bürger auf ein 
für die Verwirklichung der Volksherrschaft notwendiges 
Handeln orientieren — notwendig auch für die eigene Per­
sönlichkeitsentwicklung. Die staatliche Fixierung dieser 
Zielstellungen in sozialistischen Grundrechten ist damit 
bereits ein wichtiger Akt. der Selbstbestimmung des Vol­
kes. Ihre Realisierung bedeutet stets Entfaltung der Macht 
der Arbeiterklasse und aller Werktätigen, mit anderen 
Worten: Vervollkommnung der sozialistischen Demokra­
tie. Das schließt ein, daß sich Volksherrschaft — der Grad 
ihrer Verwirklichung, ihre noch zu bewältigenden Aufga­
ben und die Anforderungen dabei än jeden einzelnen — für 
den Bürger konkret äußert.

Verwirklichung sozialistischer Rechte ist daher keine 
„Privatangelegenheit“ des Bürgers. Sie ist Wahrnehmung 
von Verantwortung für Staat und Gesellschaft, eine mora­
lische Pflicht für jeden, der sich zur sozialistischen Gesell­
schaft bekennt, der in ihr lebt und in den Genuß ihrer 
Erfolge kommt. Der sozialistische Staat wiederum über­
nimmt die Verpflichtung, mit jedem Recht die vielfältigen 
Fähigkeiten und Talente der Persönlichkeit freizusetzen 
und zu fördern — nicht, damit sich der Bürger von der 
Gesellschaft zurückziehen kann, sondern um ihn in die 
Lage zu versetzen, die sozialistische Gesellschaft aufbauen 
zu helfen, und so seine Entfaltungsmöglichkeiten zu 
erweitern.

Auszeichnung

Anläßlich seines 70. Geburtstages wurde

Dr. Dr. h. c. Josef Streit,

Mitglied des Zentralkomitees der SED, 
Generalstaatsanwalt der DDR,

mit der Ehrenspange zum Vaterländischen Verdienst­
orden in Gold geehrt.

Sozialistische Grundrechte als Gestaltungsrechte *

Mit der Kodifizierung von Bürgerrechten müssen zugleich 
alle Voraussetzungen für das Mitwirken eines jeden an 
der Gesellschaftsgestaltung und für seine Persönlichkeits­
entwicklung juristisch komplex verankert und gesichert 
werden. Das ist nur möglich, wenn der Bürger voll be­
rechtigt ist, auch auf die materiellen, sozialen und kultu­
rellen Bedingungen der Gesellschaft gestalterisch Einfluß 
zu nehmen. Die politischen und persönlichen Rechte und 
Freiheiten der Bürger sind erst dann real für alle, wenn 
sie über die gleichen gesicherten ökonomischen, sozialen 
und kulturellen Rechte verfügen und sie verwirklichen 
können. Deshalb sind in den Verfassungen aller sozialisti­
schen Länder zahlreiche politische, persönliche, sozial- 
ökonomische und geistig-kulturelle Rechte in einer 
untrennbaren Einheit als Grundrechte verankert — gleich­
sam als juristische Gewähr dafür, daß im sozialistischen 
Staat alle Seiten des individuellen Schöpfertums erfaßt, 
entwickelt und geschützt werden. Und da die Bürger im 
sozialistischen Staat diese Rechte als Träger der Volksherr­
schaft wahrnehmen sollen, sind alle diese Rechte als 
Gestaltungsrechte konzipiert. Es ist das ein entscheidender, 
ihren Klassencharakter ausmachender Aspekt — wird doch 
so das Selbstbestimmungsrecht des Volkes für jeden unmit­
telbar anwendbares Recht.

Es ist von besonderer Bedeutung, daß das Verfassungs­
prinzip der Volkssouveränität sowohl alle Bürgerrechte 
inhaltlich prägt als auch in einem einzelnen Grundrecht 
der Bürger auf Mitbestimmung und Mitgestaltung des 
politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Lebens der Gesellschaft (Art. 21 Verfassung der DDR) 
juristisch ausgestaltet wurde. Indem das Grundanliegen 
der sozialistischen Demokratie gleichzeitig als Recht kon­
zipiert ist, wird einerseits auf die moralische Verantwor­
tung der Bürger für eine schöpferische Wahrnehmung aller 
Rechte und Pflichten orientiert. Andererseits wird damit 
praktisch ein Rechtsanspruch jedes Bürgers geltend 
gemacht auf eine Leitungstätigkeit sämtlicher staatlicher 
und gesellschaftlicher Organe und Institutionen, die die 
Mitwirkung der Bürger zu fördern bzw. zu gewährleisten 
hat.11 Das betrifft den Inhalt der Leitung gleichermaßen 
wie ihre Art und Weise.

Die Erweiterung der Mitbestimmungs- und Mitwir­
kungsrechte der Gewerkschaften in §§ 6 bis 14 und 22 bis 37 
AGB beispielsweise ist darauf gerichtet, daß in der Leitung 
des Produktionsprozesses die Mitgestaltungsrechte der 
Werktätigen konsequent beachtet und gefördert werden. 
Auch das in § 17 des Wahlgesetzes vom 24. Juni 1976 
(GBl. I Nr. 22 S. 301) enthaltene Recht der Arbeitskollek­
tive, die von den demokratischen Parteien und Massen­
organisationen aufzustellenden Kandidaten zuvor zu 
prüfen und vorzuschlagen, fördert das Mitbestimmungs­
recht der Arbeitskollektive auf einem sehr wichtigen 
Gebiet: Sie nehmen Einfluß auf die Auswahl ihrer Inter­
essenvertreter und können sich in diesem Prozeß gleich­
zeitig Gedanken machen über eventuell neue Anforderun­
gen an ihre Mitwirkung als Kollektiv im Betrieb.


